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Transparente Regierungsführung, Meinungsfreiheit und unabhängige Medien sind unabdingbare 
Bestandteile einer Demokratie. Sie sind die Mittel, mit denen Wähler ihre Regierung unabhängig 
von Macht und Status zur Rechenschaft ziehen können. Als der African National Congress (ANC) 
mit den ersten freien Wahlen 1994 nach über 80 Jahren des Kampfes für die Gleichberechtigung 
der schwarzen südafrikanischen Bevölkerung an die Macht kam, schien er diese Ansicht zu teilen. 
Presse- und Meinungsfreiheit wurden in der südafrikanischen Verfassung von 1996 verankert und 
diese Freiheiten werden bis heute in der Praxis größtenteils respektiert. In den letzten Jahren aber 
sorgt die südafrikanische Regierungspolitik gegenüber der Presse massiv für negative Schlagzeilen 
und die Abwertung Südafrikas in internationalen Demokratieindexen.  
Der US-amerikanische Thinktank Freedom House stufte Südafrika 20101 in der Kategorie Presse-
freiheit von „frei“ auf „teilweise frei“ zurück. Die Entscheidung beruhte auf verbalen Angriffen auf 
die Medien von Seiten einiger Spitzenpolitiker, sowie politischen Übergriffen auf die redaktionelle 
Unabhängigkeit der öffentlichen Radio- und Medienanstalt South African Broadcasting Corporati-
                                               
1 http://www.freedomhouse.org/template.cfm?page=251&year=2010&country=7920 
Als der African National Congress (ANC) 1994 in den ersten freien Wahlen an die Macht kam, 
hob er zunächst alle Einschränkungen auf, die den südafrikanischen Medien vom Apartheidre-
gime auferlegt worden waren. Meinungsfreiheit und staatliche Transparenz wurden in der 
neuen Verfassung von 1996 verankert. Seitdem nimmt die Begeisterung des ANC für die Pres-
sefreiheit leider rapide ab. Je mehr sich Bestechungs- und Korruptionsskandale anhäufen, je 
länger die Regierungspartei das Erbringen versprochener staatlicher Dienstleistungen verfehlt 
und je mehr der ANC sich mit wachsendem Unmut der Wählerschaft und zunehmender Kritik 
der freien Medien konfrontiert sieht, desto drastischer werden die Maßnahmen gegen reale 
und potenzielle Kritiker ausfallen. Der ANC versucht die Zügel zu straffen. 
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on (SABC), welche in Südafrika bei weitem die breiteste Öffentlichkeit erreicht.2 Auch die Nichtre-
gierungsorganisation Reporter ohne Grenzen stufte Südafrika bezüglich der Pressefreiheit zuletzt 
wegen Angriffen auf Journalisten während der Fußballweltmeisterschaft und vor allem wegen des 
Verhaltens des ANC gegenüber den Medien zurück.  
Ein weiterer Kritikpunkt von Freedom House war die Verabschiedung des Film and Publications 
Amendment Act 3 von 2009. Eingebracht vom Innenministerium sieht die Gesetzesänderung Zen-
sur zum Schutz vor Kinderpornographie und Hetzrede vor. Zivilgesellschaftliche Organisationen 
kritisierten die Gesetzesänderung jedoch als Vorwand für eine allgemeine Zensur. Laut Freedom 
House erlauben einige Gesetzesreliquien aus der Apartheidära sowie ein Anti-Terror-Gesetz von 
2004 ferner die Geheimhaltung von Informationen über Polizei, Streitkräfte, Gefängnisse und Psy-
chiatrien und verpflichten Journalisten unter gewissen Umständen zur Offenlegung ihrer Quellen. 
 
Bestechung der Printmedien 
Der letzte in einer ganzen Reihe von Angriffen gegen die freie südafrikanische Presse war die Be-
kanntgabe der neuen Budgetvergabebestimmungen für Werbeausgaben durch den Regierungsspre-
cher und Vorsitzenden der „Regierungseinheit für Kommunikation und Information“ (Government 
Communication and Information System, GCIS), Jimmy Manyi. Er erklärte, dass das Kabinett eine 
Kommunikationsstrategie bewilligt habe, welche „patriotische Medien“ für positive Berichterstat-
tung der ANC-Regierungsführung belohnen solle. Durch die Konsolidierung des Werbebudgets der 
Regierung stehen dem GCIS künftig über eine Milliarde Rand (EURO 100 Millionen) zur Verfügung. 
Die Presse kann nun also bequem und vermutlich sogar kostensparend zentral vom GCIS statt von 
den einzelnen Ministerien und Dienststellen aus zu Wohlverhalten „motiviert“ werden.  
Um in den Genuss eines Teiles des staatlichen Werbebudgets kommen zu können, müssen Print-
medien zukünftig nicht nur die Staatswerbung selbst, sondern auch offizielle Regierungsmeldun-
gen publizieren. Manyi will die unabhängigen Medien somit zu Zahnrädern in der Werbemaschine-
rie des ANC machen. Die Online-Tageszeitung The Daily Maverick zitierte den Vorsitzenden des 
südafrikanischen National Editors’ Forum, der die Regierungsentscheidung als ernstzunehmendes 
Vergehen einschätzt, wie folgt: „Dieser unglaubliche Plan, der vom Kabinett genehmigt wurde, 
verdeutlicht, dass die Regierung Zeitungen bestechen möchte, um sie zu Propagandisten oder gar 
zu Sprachrohren zu machen, die nur die Regierungsperspektive von Nachrichten publizieren.“ Der 
Chefredakteur der renommierten Wochenzeitung Mail & Guardian erklärte, dass das Verwischen 
der ethischen Trennung von Werbeabteilungen und Redaktionen Zeitungen in reine PR-Broschüren 
verwandeln würde.3 
Die Vergabe von Werbeaufträgen soll künftig von der „Effektivität“ abhängen, mit der die verschie-
denen Printmedien Informationen über Regierungsprogramme und staatliche Dienstleistungen 
verbreiten. Laut Daily Maverick erklärte Manyi ironischerweise, dass es ihm darum ginge sicherzu-
stellen, dass Steuergelder effektiv für Regierungswerbung eingesetzt würden. Die Tageszeitung 
Business Day zitierte Manyi wie folgt: „Wir wollen nur die Wahrheit. Die Regierung hat Aktions-
programme und möchte, dass die Bürger die Wahrheit über staatliche Dienstleistungen, Berufs-
                                               
2 Inhaltlich wird die südafrikanische Medienlandschaft jedoch von den unabhängigen Printmedien dominiert, obgleich 
diese eine Leserschaft von nur einigen hunderttausend Lesern aufweisen. 
3 http://www.thedailymaverick.co.za/article/2011-06-13-manyi-vs-the-media-the-ad-budget-battle-begins 
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chancen innerhalb der Regierung etc. erfahren.“4 Wenn südafrikanische Steuergelder effektiver für 
das Erbringen staatlicher Dienstleistungen eingesetzt würden, wäre der Versuch, die Medien durch 
de facto Bestechung zur Verbreitung einer vom ANC bestimmten Wahrheit zu bringen, vermutlich 
überflüssig.  
Laut Mail & Guardian sind die Regierungsausgaben für Eigenwerbung von 2004 auf 2009 ganz 
erheblich von 927 Millionen Rand (EURO 92,7 Millionen) auf 1,7 Milliarden Rand (EURO 170 Milli-
onen), und somit um 26% mehr als die Werbeausgaben im südafrikanischen Privatsektor angestie-
gen.5 Warum rührt der ANC in diesem Ausmaß in eigener Sachen die Werbetrommel? Die Antwort 
ist im zunehmenden Abbröckeln der Ränder der Wählerschaft des ANC zu finden. Obwohl der ANC 
bei den Kommunalwahlen im Mai 2011 62% der Stimmen erhielt, barg das Ergebnis für die Regie-
rungspartei in einer der neun südafrikanischen Provinzen eine Niederlage und in sieben weiteren 
eine Verschlechterung des Wahlergebnisses.6 Wer an der Macht ist und Versprechungen macht, die 
er nicht einhält, muss dafür sorgen, dass zu Regierungsprogrammen so wenig wie möglich, oder 
eben so beschönigend wie nötig berichtet wird.  
Manyis Kundgabe sorgte in der Printmedienbranche zwar für ungläubiges Kopfschütteln, nicht 
aber für echte Überraschung. Glücklicherweise sind viele der bedeutenden unabhängigen Zeitun-
gen wie Mail & Guardian und Sunday Times nicht von Einnahmen durch Regierungswerbung ab-
hängig. Leider ist der Versuch, die Berichterstattung der Printmedien durch die Vergabe von Anzei-
genwerbung zu beeinflussen, nur eine Taktik des ANC, um die von ihm noch immer sogenannte 
„Wahrheit“ zu kontrollieren. Die Vergaberichtlinien für Werbeausgaben verblassen gegenüber zwei 
Gesetzesentwürfen, mit denen der ANC ein doppelläufiges Gewehr auf die südafrikanische Presse-
freiheit richtet: die Protection of Information Bill und der Gesetzesentwurf zur Errichtung eines 
Medientribunals.  
 
Gesetzesentwurf zur Geheimhaltungspflicht: die „Secrecy Bill“ 
Mitte Juni 2011 wurde der südafrikanischen Pressefreiheit durch den Aufschub der Verabschie-
dung der Protection of Information Bill (im Volksmund Secrecy Bill oder auch Protection of Cor-
ruption Bill ) bis Ende September eine Galgenfrist gewährt. Als Urheber des Gesetzesentwurfs wird 
weithin der ANC-Staatssicherheitsminister Siyabonga Cwele gesehen. Die Secrecy Bill kommt der 
Unterbindung des freien Informationsflusses, der Transparenz und der Medienfreiheit gleich. Der 
Politik der Apartheidregierung nicht unähnlich, geht es um die Kriminalisierung von Medien, die zu 
Themen berichten, deren Geheimhaltung als „im nationalen Interesse“ klassifiziert wurden.  
Die Hauptkritikpunkte der Secrecy Bill von Seiten der Zivilgesellschaft und des politischen Partners 
der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit, der Democratic Alliance (DA), umfassen (1) die 
Art von Informationen, die klassifiziert werden können, (2) wer befugt ist, Informationen zu klassi-
fizieren, (3) die drakonischen Gefängnisstrafen für diejenigen, die als geheim eingestufte Informa-
tionen besitzen oder veröffentlichen und (4) das Fehlen der Möglichkeit, die Veröffentlichung klas-
sifizierter Informationen im Sinne des Allgemeinwohls zu rechtfertigen.  
                                               
4 http://www.businessday.co.za/Articles/Content.aspx?id=145443 
5 http://mg.co.za/article/2010-10-29-govt-to-apply-ideology-adspend 
6 Siehe BaaA Nr. 22, 2011, „Kommunalwahlen in Südafrika: Der ANC erschüttert – Südafrika aufgerüttelt“, 
http://www.freiheit.org/Politische-Berichte-aus-aktuellem-Anlass/415c18973i1p/index.html 
 




Im ursprünglichen Entwurf von 2008 kriminalisierte die Secrecy Bill den Besitz oder die Veröffent-
lichung von klassifizierten Informationen mit einer Gefängnisstrafe von bis zu 25 Jahren. Unter 
klassifizierter Information versteht der Gesetzesentwurf alle Informationen, die sich gegen das 
„Interesse der Nation“ richten. Unter dem Interesse der Nation wiederum fasste die Gesetzesvorla-
ge alle Angelegenheiten zur Förderung des Allgemeinwohls zusammen, sowie das Streben nach 
Recht und Gerechtigkeit, Demokratie, Wirtschaftswachstum, Freihandel, ein stabiles Währungssys-
tem, stabile internationale Beziehungen und alle Dinge, die der Staat für die Öffentlichkeit verwal-
tet. Es liegt auf der Hand, dass eine derart weit gefasste Definition zum Missbrauch einlädt.  
Ginge es nach dem ANC, so könnte jede staatliche Institution – von der nationalen Sicherheitsbe-
hörde, über Ministerien bis hin zu Kommunen und öffentlichen Busunternehmen – nach Belieben 
Informationen zurückhalten und als geheim klassifizieren und sich somit jeglicher Form der Re-
chenschaftspflicht und der Recherche durch Medien entziehen. Der Knackpunkt ist, dass Informa-
tionen als geheim eingestuft und Informanten kriminalisiert werden können, um Korruption und 
die Veruntreuung öffentlicher Mittel zu vertuschen. Korruption, der Mangel an Rechen-
schaftsplicht und das Verfehlen der Erbringung staatlicher Dienstleistungen charakterisieren die 
südafrikanische ANC-Regierung auf allen Ebenen.  
Der ANC behauptet, das Gesetz solle Südafrika vor militärischen Angriffen und politischer und 
wirtschaftlicher Spionage schützen. Situationen, in denen das Abwenden existenzieller Gefahren 
für Südafrika von der Geheimhaltung offizieller Dokumente abhängt, sind ausgesprochen selten. 
Die große Mehrheit der Südafrikaner würde von gesteigerter Transparenz und dem Zugriff auf offi-
zielle Dokumente hingegen überproportional profitieren, da dies die ANC-Regierung vermutlich zu 
mehr Effizienz und strikterem Vorgehen gegen Korruption und die Veruntreuung öffentlicher Gel-
der anhalten würde. Die südafrikanische Verfassung ist eindeutig: Laut Artikel 32 haben alle Süd-
afrikaner das Recht auf Zugriff auf (1) staatliche Informationen und (2) Informationen, die für ih-
ren Rechtsschutz notwendig sind. Artikel 16 garantiert die Meinungsfreiheit, Presse- und Medien-
freiheit eingeschlossen. Artikel 195 (f) schreibt die Rechenschaftspflicht der öffentlichen Verwal-
tung vor, und gemäß Artikel 195 (g) muss Transparenz durch die zeitnahe öffentliche Bereitstel-
lung akkurater Informationen gewährleistet werden. 
© 2009-2011 Zapiro (All rights reserved) 
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Der politische Partner der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit, die Democratic Alliance 
(DA), stellte sich vehement gegen den Gesetzesentwurf und organisierte im letzten Jahr gemein-
sam mit zivilgesellschaftlichen Organisationen zahlreiche Protestmärsche. Die Vorsitzende der DA, 
Helen Zille, die sich ehemals selbst als Journalistin in Opposition gegen das Apartheidregime posi-
tionierte, erklärte den Gesetzesentwurf zur „größten legislativen Bedrohung für die südafrikanische 
Demokratie seit 1994“. Sie fürchte nicht nur gravierende Einschnitte in die Pressefreiheit, sondern 
auch, dass das Parlament seine verfassungsgemäße Kontrollfunktion gegenüber der Exekutiven 
verlieren wird: „Dieses Gesetz wird es der Regierung ermöglichen, sich genau wie unter dem 
Apartheidregime auf das Interesse und Wohlergehen der Nation zu berufen, um Machtmissbrauch 
zu vertuschen.“7 Gegen die Secrecy Bill sprach sich neben der DA und der Zivilgesellschaft interes-
santerweise auch ganz massiv der Dreiparteien-Allianz-Partner des ANC und Dachverband der 





Nach monatelangem öffentlichem Druck versicherte der ANC Mitte Juni 2011, dass die Verfas-
sungsmäßigkeit der Secrecy Bill noch einmal Punkt für Punkt geprüft werden solle. Mündlich an-
gekündigte Zugeständnisse umfassen die Limitierung der Klassifizierung von Informationen durch 
die Staatssicherheit, eine unabhängige Revisionsinstanz – besetzt durch einen pensionierten Rich-
ter – und die Streichung der Mindestgefängnisstrafe für die Veröffentlichung von als geheim ein-
gestuften Informationen. Allerdings haben alle drei Zugeständnisse einen bitteren Beigeschmack: 
auch andere staatliche Institutionen sollen nach erfolgreicher Bewerbung die Befugnis zu klassifi-
zieren erhalten können, und dies ist äußerst problematisch, solange keine unabhängige Aufsichts-
stelle existiert. Bezüglich der Berufung eines pensionierten Richters als Revisionsinstanz stellt sich 
die Frage nach der politischen Unabhängigkeit seiner Person. Obgleich die Proportionalität von 
Strafen geprüft werden soll, ist noch immer unklar, ob schon der Besitz klassifizierter Informatio-
nen strafbar ist und ob dies für jeden gilt, oder nur für Beamte, deren Aufgabe die Geheimhaltung 
relevanter Informationen ist.  
 
                                               




DA-Proteste gegen die Secrecy Bill 
Foto: © Democratic Alliance 
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Medientribunal 
Die Idee eines Medientribunals geht auf den ANC-Parteitag von 2007 in Polokwane zurück und 
basiert offiziell auf Bedenken bezüglich fehlerhafter und „anzüglicher“ Berichterstattung in den 
südafrikanischen Medien. Es gehe darum, eine Instanz zu schaffen, bei der auch Privatpersonen, 
die keine teuren Gerichtsverfahren zu führen im Stande sind, Beschwerden gegen die Presse einrei-
chen können. De facto soll das sogenannte Medienberufungstribunal (Media Appeals Tribunal) als 
direkt dem Parlament unterstellte, „unabhängige“ Institution die freien Medien für den ANC zen-
sieren. Helen Zille, die in den siebziger Jahren für eine Zeitung arbeitete, die von der Apartheidre-
gierung in den finanziellen Ruin getrieben wurde, sieht starke Parallelen zwischen der Medienpoli-
tik des ANC und der des Apartheidregimes. 
Nach einer Reihe von öffentlichen Korruptionsaffären warnte ANC-Sprecher Jackson Mthembu die 
Presse Mitte letzten Jahres, dass der ANC Berichte zum luxuriösen Lebensstil seiner Kabinettminis-
ter nicht schätze. Es sei bedauerlich, dass es keine Sanktionen gegen die „Hetzkampagnen“ der 
Medien gäbe. Der Durchschnittsbürger könne sich keine Gerichtsverfahren leisten, um sich gegen 
die Diffamierung von Seiten der Medien zu schützen. Daher müsse der Staat seine Bürger durch 
die Errichtung eines Medientribunals schützen. Es ist unschwer ersichtlich, dass es hier nicht um 
den Schutz des Durchschnittbürgers, sondern in erster Linie um die Wahrung der Interessen von 
ANC-Ministern, hohen Beamten und ihren Vertrauten geht, deren persönlicher Reichtum in einigen 
Fällen auf unrechtmäßigen, korrupten Machenschaften beruht. Mthembu erklärte: „Wenn Journa-
listen gefeuert werden müssen, da sie nicht zu dem Südafrika beitragen, das wir uns wünschen, 
dann ist das eben so.“  
 
Der Fall Präsident Jacob Zuma versus Jonathan Shapiro 
Im Dezember 2010 verklagte der Präsident Südafrikas, Jacob Zuma, den Karikaturisten Zapiro 
(bürgerlicher Name: Jonathan Shapiro) und den ehemaligen Chefredakteur der Wochenzeitung 
Sunday Times, Mondli Makhanya, wegen Diffamierung. Zuma forderte insgesamt 5 Millionen 
Rand (Euro 500 000) Schadensersatz. Es ging um die Veröffentlichung einer Karikatur vom Sep-
tember 2008, welche Zuma mit geöffnetem Hosenbund und im Begriff die Iustitia (Lady Justice) 
zu vergewaltigen zeigt.8 Der Generalsekretär des ANC, Gwede Mantashe, der die Iustitia gemein-
sam mit dem Vorsitzenden der ANC-Jugendorganisation, Julius Malema, und den Generalsekre-
tären der ANC Dreiparteien-Allianz-Partner Congress of South African Trade Unions (COSATU), 
Zwelinzima Vavi, und der South African Communist Party (SACP), Blade Nzimande, zu Boden 
hält, spornt ihn mit dem Zuruf: „Nur zu, Boss!“ an.  
 
                                               
8 Seit dem Gerichtsverfahren von 2005, in dem Zuma – angeklagt wegen Vergewaltigung einer HIV positiven Frau – 
beteuerte, er habe nach dem ungeschützten Verkehr zum Schutz vor Ansteckung geduscht, trägt er in allen Zapiro-
Karikaturen einen Duschkopf. 
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Der politische Hintergrund dieser Zeichnung war die Gerichtsverhandlung, in der Zuma wegen Kor-
ruption im südafrikanischen Waffenskandal von 1999 angeklagt war. In diesem Zusammenhang 
drohte Julius Malema damit, für Zuma zu töten, sollte die Anklage nicht fallen gelassen werden. 
Zwelinzima Vavi bestätigte die Drohung und Gwede Mantashe beschwor Anarchie für den Fall her-
auf, dass das Verfahren weitergeführt würde. Die Richter des Verfassungsgerichts wurden von Sei-
ten der Allianzpartner ferner als Konterrevolutionäre (der „nationalen demokratischen Revolution“ 
des ANC) beschimpft. Die Dreiparteien-Allianz-Partner suchten offensichtlich nach einer politi-
schen Lösung für das Verfahren und bedrohten damit die Unabhängigkeit der südafrikanischen 
Justiz. Das Verfahren wurde im April 2009 kurz vor der Wahl Zumas zum südafrikanischen Präsi-
denten angeblich wegen Manipulation des Beweismaterials eingestellt. 
Die südafrikanische Menschenrechtskommission befand die Karikatur als freie und offene – gar als 
hemmungslose Kritik eines Journalisten an einem Politiker, aber nicht als Hetzrede, unfaire Diskri-
minierung oder Verletzung eines in der Verfassung verankerten Menschenrechts. Vor diesem Hin-
tergrund ist es doch sehr erstaunlich, dass sich Zuma über zwei Jahre nach der Veröffentlichung 
für eine Klage gegen Zapiro entschied. Dieser Schritt muss als weiteres Beispiel der politischen 
Einschüchterung gedeutet werden, die der ANC auf die freien Medien auszuüben versucht. Um 
demonstrativ auf sein Recht auf freie Meinungsäußerung zu bestehen, veröffentlichte Zapiro im 
Juni 2011 die jüngste in einer Reihe von Karikaturen, die mit Vergewaltigung als Metapher spie-
len.9 
 
                                               
9 http://www.zapiro.com/Caricature/Rape-Metaphor 
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Die Karikatur zeigt Präsident Zuma, stellvertretend für die ANC-Regierung, in bekannter Pose. Der 
ANC-Generalsekretär, Gwede Mantashe, hält eine Dame namens Redefreiheit (Lady Free Speech) 
fest. Die geschändete Iustitia ruft ihr zu: „Wehr Dich, Schwester, wehr Dich!“  
 
 
Konsequenzen für die Demokratie in Südafrika  
Bei der Medienpolitik des ANC geht es um mehr als die persönlichen Empfindlichkeiten des Präsi-
denten und die Verminderung von Einnahmen einiger unabhängiger Pressehäuser, um mehr als die 
durchaus problematischen Gesetzesentwürfe der Secrecy Bill und des Medientribunals. Es geht um 
die Frage, inwiefern die Regierungspartei zu echter Demokratie und im Endeffekt auch zur Aufgabe 
von Macht bereit ist. Leider verheißen die Anzeichen nichts Gutes. Wenn der ANC den freien Me-
dien den Kampf erklärt, geht es dabei um die Abschottung der Regierung von dem prüfenden Blick 
der Presse und der Bürger – das Gegenteil transparenter Regierungsführung. Es geht darum, sich 
der Rechenschaftspflicht gegenüber der Bürger und der Gesellschaft zu entziehen. Die große Ge-
fahr für die Demokratieentwicklung in Südafrika ist, dass die Einschränkung der Pressefreiheit nur 
ein erster Schritt in Richtung der Einschränkung allgemeiner Freiheiten und der Einschüchterung 
der kritischen Zivilgesellschaft ist.  
Die Protection of Information Bill muss in eine ganze Reihe von Gesetzesvorschlägen des ANC zur 
Zentralisierung der Staatsmacht eingeordnet werden – z.B. in den Bereichen öffentliche Verwal-
tung und Gesundheit – sowie Entscheidungen wie die Auflösung der Anti-Korruptionseinheit Scor-
pions.10 Die Zentralisierungsbestrebungen des ANC sind eine Manifestation seines stalinistisch-
                                               
10Die südafrikanische Anti-Korruptionseinheit Directorate of Special Operations (DSO), auch Scorpions („die Skorpio-
ne“) genannt, wurde 1999 unter Präsident Thabo Mbeki als Instrument im Kampf gegen das organisierte Verbrechen 
und die Korruption gegründet. Die Scorpions waren mit ihrem Ansatz, Geheimdienst, Ermittlungen und Strafverfolgung 
zu verbinden, außerordentlich erfolgreich. 2008 wurden die DSO jedoch aufgelöst und als Directorate for Priority Cri-
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sozialistischen Denkmodells, das im starken Gegensatz zu der offenen Gesellschaft – der Open Op-
portunity Society for All – steht, welche die liberale DA anstrebt. Während die Unterstützung der 
DA auch von Seiten schwarzer Südafrikaner zunimmt, ist der ANC zunehmend darum bemüht, sei-
ne Kontrolle auch dort zu sichern, wo sich die Wähler gegen die Regierungspartei entschieden 
haben, oder potentiell entscheiden könnten.11 Seit seinem Regierungsantritt vor zwei Jahren ist es 
Präsident Zuma zunehmend unmöglich, Regierungsversprechen einzuhalten. Nicht zuletzt liegt das 
Verfehlen der Erbringung staatlicher Dienstleistungen am Missmanagement und der grassierenden 
Korruption innerhalb der Regierung und internen Machtkämpfen innerhalb des ANC und seiner 
Drei-Parteien-Allianz.12 
Der ANC verliert Anhänger. Deutlich wurde dies bei den Kommunalwahlen im Mai 2011, als die 
stärkste Oppositionspartei und der liberale politische Partner der Friedrich-Naumann-Stiftung für 
die Freiheit, die DA, ihr Ergebnis von 16,3% in den Kommunalwahlen 2006 auf 24,3% steigern 
konnte. Der Anteil der schwarzen Wählerschaft, der für die DA stimmte, stieg von unter 1% auf 
5% an. 20% der Stimmen für die DA kamen also von schwarzen Südafrikanern. Dieser Trend ist für 
den ANC durchaus bedrohlich und es ist äußert wahrscheinlich, dass er versuchen wird, die kom-
munale Regierungsebene zunehmend zu schwächen.13 Die Kombination aus Zentralisierungsbe-
strebungen, undurchsichtiger Regierungsführung und Unterdrückung der freien Pressen verheißt 
für die Demokratie Südafrikas wenig Gutes.  
Jane Duncan von der Journalismusschule der Rhodes Universität in Grahamstown hält es für wahr-
scheinlich, dass sich der Kampf zwischen ANC und Printmedien über die nächsten Monate hinzie-
hen und die Regierung früher oder später die Trumpfkarte der Transformationscharta Black Eco-
nomic Empowerment (BEE)14 ziehen wird. Die Tatsache, dass praktisch 100% der Rechtstitel der 
unabhängigen Printmedien von Weißen gehalten werden, sei die Achillesferse der freien Presse 
und werde vom ANC ausgenutzt werden.15 Kürzlich veröffentlichte ein Gremium der südafrikani-
schen Printmedien, das Board of Print Media South Africa (PMSA) – vermutlich als Vorsichtsmaß-
nahme – eine Presseerklärung zum „ermutigenden“ Ergebnis einer kürzlich intern im Sektor durch-
geführten Prüfung von BEE und Transformationswerten. 
 
Regionaler Kontext 
Leider stehen diese Negativentwicklungen in Südafrika auch in einem regionalen Zusammenhang. 
Der Economist sprach bezüglich der Medienfreiheit im südlichen Afrika Ende 2010 von einer 
                                                                                                                                                      
me Investigation (DPCI), auch Hawks („ die Falken“) genannt, in die südafrikanische Polizei eingegliedert. Die instituti-
onelle Verschmelzung der Hawks mit der südafrikanischen Polizei kommt dem Versuch gleich, Ermittlungen gegen die 
Polizei selbst und hochrangige Regierungsmitglieder zu untergraben. Siehe http://www.freiheit.org/Suedafrika-
Verfassungsschutz-und-Korruptionsbekaempfung/226c18803i1p178/index.html 
11Siehe http://freiheit.org/Suedafrika-ANC-Gesetzgebung-erinnert-an-Apartheidzeiten/226c16534i1p/index.html 
12Siehe BaaA Nr. 45, 2010: „Anarchische Zustände - die ‚Schlachttaktiken’ in der ANC-Dreiparteienallianz“, 
http://www.freiheit.org/Politische-Berichte-aus-aktuellem-Anlass/415c16946i1p/index.html 
13Siehe BaaA Nr.22, 2011, „Kommunalwahlen in Südafrika: Der ANC erschüttert – Südafrika aufgerüttelt“, 
http://www.freiheit.org/Politische-Berichte-aus-aktuellem-Anlass/415c18973i1p/index.html 
14Siehe Hintergrundbericht Nr. 21, 2010: „The pitfalls of addressing historic racial injustice: An assessment of South 
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Kehrtwende des „langen Wegs zur Freiheit“.16 Verglichen mit dem Rest des Kontinents schneidet 
das südliche Afrika bezüglich der Einschätzung internationaler Indexe von demokratischer und 
wirtschaftlicher Entwicklung noch immer relativ gut ab. 
 




Vier der fünf besten Plätze des Mo Ibrahim Index, der Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit, partizipa-
tive Demokratie und Menschenrechte, nachhaltige wirtschaftliche Chancen und menschliche Ent-
wicklung in 53 afrikanischen Staaten misst18, gehören zur Southern African Development Commu-
nity (SADC) (1. Mauritius; 2. Seychellen; 3. Botsuana; 5. Südafrika). Neun der 15 SADC-Staaten 
zählen zu den Top 20 des Mo Ibrahim Index. Doch hinsichtlich der Pressefreiheit zeichnet z.B. 
Freedom House ein sehr viel düsteres Bild. Nur ein einziges SADC-Mitglied – das kleine Mauritius 
im Indischen Ozean – wird als „frei“ eingestuft. Im regionalen Zusammenhang sind die Einschnitte 
der Pressefreiheit in Südafrika und die negativen Konsequenzen für die Demokratie nur ein Fall von 
vielen – doch auf Grund der regionalen Ausstrahlung und Vorreiterrolle Südafrikas in der Region 






Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit 
Bereich Internationale Politik 




Aktuelle Informationen zur Projektarbeit der Stiftung finden Sie unter www.freiheit.org   
                                               
16 Der lange Weg zur Freiheit (Long Walk to Freedom) ist der deutsche Titel der 1994 erschienenen Autobiografie von 
Nelson Mandela.  
17http://africanelections.tripod.com/fhpf2010.html 
18Siehe BaaA Nr. 62, 2010: Entwicklung ohne Rechtsstaatlichkeit und Sicherheit? Ein kurzer Blick auf die Ergebnisse 
des Ibrahim-Index 2010, http://freiheit.org/Politische-Berichte-aus-aktuellem-Anlass/415c17499i1p/index.html 
